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Vorwort


Am 7. April 2022 wurde im Deutschen Bundestag über eine allgemeine Impfpflicht gegen COVID-19 abgestimmt. Viele Menschen haben das Ergebnis mit Spannung verfolgt, auch ich. Manche waren enttäuscht, weil sie große Hoffnungen auf weitere Erleichterungen im Alltag mit der allgemeinen COVID-19-Impfpflicht verbunden hatten. Andere waren erleichtert, weil sie befürchtet hatten, sich gegen ihre persönliche Überzeugung impfen lassen zu müssen. Diese Gedanken und Stimmungen hatten die Beschäftigte im Gesundheits- und Pflegebereich längst erlebt, nachdem eine COVID-19-Impfpflicht für ihr berufliches Umfeld bereits am 10. Dezember 2021 vom Deutschen Bundestag beschlossen worden war.


In welcher Konstellation ist eine COVID-19-Impfpflicht rechtmäßig? Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages hat hierzu ausgeführt, dass es sich bei einer Impfpflicht zum Selbstschutz des Geimpften nicht um ein legitimes Ziel handeln würde, sondern um einen „aufgedrängten Schutz“. Denn es unterliegt der autonomen Entscheidung jedes Einzelnen, welche gesundheitlichen Risiken er eingeht bzw. ob er diesen durch eine vorbeugende medizinische Behandlung begegnet. Wenn schon einem Kranken eine medizinische Behandlung zum Zwecke der Heilung nicht aufgenötigt werden darf, so darf sie einem Gesunden erst recht nicht zu seinem vorbeugenden Schutz aufgenötigt werden. Eine COVID-19-Impfpflicht war also nur dann legitim, wenn sie dem Schutz Dritter dient. Ein Schwerpunkt des Buches wird es daher sein, die wissenschaftlichen Erkenntnisse zu einem möglichen Fremdschutz durch die Impfung zusammenzutragen, die bis zur Entscheidung über eine sektorale Impfpflicht im Dezember 2021 und über eine allgemeine Impfpflicht im April 2022 bereits vorlagen.


Selbst wenn Dritte in relevantem Umfang durch eine Impfpflicht gegen COVID-19 geschützt würden, ist zu klären, ob diese angemessen wäre. Der Wissenschaftliche Dienst sah eine Impfpflicht nur bei geringen Risiken der Impfung als angemessen an. Die Impfstoffe hätten trotz der seinerzeit bedingten Zulassung und trotz des unzureichenden Wissens über Langzeitwirkungen eine positive Nutzen-Risiko-Bewertung. Insbesondere die neue mRNA-Technologie unterfütterte die Sorge der COVID-19-impfskeptischen Bevölkerung vor Nebenwirkungen, ein Hauptargument der Ungeimpften. Ein zweiter Schwerpunkt des Buches wird daher sein, die Erkenntnisse zu Nebenwirkungen dieser neuartigen Impfstoffe zusammenzutragen und zu bewerten.


Als Facharzt für Hygiene und Umweltmedizin habe ich im Rahmen meiner Weiterbildung selbst in einer Impfsprechstunde gearbeitet. In meiner späteren Tätigkeit bei einem Arzneimittelhersteller war ich mehrere Jahre als Stufenplanbeauftragter persönlich für die Arzneimittelsicherheit verantwortlich. Verdachtsfälle von Nebenwirkungen nach einer Arzneimittelanwendung waren zu melden, regelmäßige Berichte über die Häufigkeit dieser Verdachtsfälle einschließlich einer Kausalitätsbewertung waren der Behörde vorzulegen. Es handelte sich durchgängig um Arzneimittel, die nur auf intakter Haut angewendet wurden. In diesen Arzneimitteln wurden Wirkstoffe verwendet, die seit Jahrzehnten als wirksam und sicher eingestuft waren. Von daher verfüge ich über eine eigene berufliche Erfahrung mit der Bewertung von Nebenwirkungen. Aus diesem Grund habe ich mit besonders viel Aufmerksamkeit die Anforderungen an die Sicherheit der neuartigen Wirkstoffe zur COVID-19-Impfung betrachtet, die zum einen in den Körper (und nicht nur auf die intakte Haut) gelangen und für die zum Zeitpunkt der Erteilung der zunächst bedingten Zulassung ein Teil der üblicherweise erforderlichen Studien nicht vorlag.


Ein weiterer Aspekt ist das Vertrauen. Die Befürworter einer Impfpflicht haben großes Vertrauen in die Aussagen staatlicher Institutionen, die Impfskeptiker haben deutlich weniger Vertrauen. Wie kommt es, dass die Unterschiede hier so groß sind? Wie lässt sich das mangelnde Vertrauen erklären? Und wie kann es gelingen, dieses Vertrauen wieder aufzubauen? Denn wenn dies nicht gelingt, ist mit einer weiteren und vertieften Spaltung der Gesellschaft und mit einer Verhärtung des Misstrauens bei einem Teil der Bevölkerung zu rechnen.


Abschließend bitte ich alle Leser, den folgenden Hinweis zu beachten. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. Ich habe die hier ausführlich dargestellten Studienergebnisse mit größter Sorgfalt zusammengetragen und ich hoffe, bis zur Fertigstellung des Manuskripts keine wesentlichen Erkenntnisse übersehen zu haben. In diesem Sinne wünsche ich allen Lesern eine interessante und erkenntnisreiche Lektüre.


Hamburg im Juli 2023




1. COVID-19-Impfpflicht


1.1. Deutschland


In Deutschland gibt es im Gegensatz zu Österreich keine allgemeine Impfpflicht gegen COVID-19, jedoch eine vom Gesetzgeber verordnete Impfpflicht für das Gesundheitswesen, Pflegeeinrichtungen und die Bundeswehr.


1.1.1. Gesundheits- und Pflegebereich


Am 10. Dezember 2021 wurde die COVID-19-Impfpflicht von Bundestag und Bundesrat für den Gesundheits- und Pflegebereich beschlossen [1]. Der Geltungsbereich umfasste unter anderem Krankenhäuser, Einrichtungen für ambulantes Operieren, Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, Tageskliniken, Entbindungseinrichtungen, Arztpraxen, Zahnarztpraxen, Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, Rettungsdienste, voll- und teilstationären Pflegeheimen für ältere, behinderte oder pflegebedürftiger Menschen sowie ambulante Pflegedienste.


Offizielles Ziel war der bessere Schutz von Patienten und Pflegebedürftigen vor COVID-19. Demnach mussten Beschäftigte in Kliniken, Pflegeheimen, Arztpraxen und Rettungsdiensten bis zum 15. März 2022 ihrem Arbeitgeber einen Impf- oder Genesenennachweis vorlegen. Eine Ausnahme von der Impfpflicht konnte nur mit einem ärztlichen Attest gewährt werden, aus dem hervorgeht, dass der Mitarbeiter aus medizinischen Gründen nicht geimpft werden kann. Die Arbeitgeber hatten das zuständige Gesundheitsamt zu informieren, wenn die Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt wurden oder Zweifel an der Echtheit oder Richtigkeit der vorgelegten Nachweise bestanden. Das Gesundheitsamt konnte die Beschäftigung in oder den Zutritt zu den Einrichtungen, in denen die Nachweispflicht galt, untersagen. Ab dem 16. März 2022 war die Aufnahme der Tätigkeit in den betroffenen Einrichtungen ohne Vorlage eines entsprechenden Nachweises nicht mehr möglich. Die sektorale Impfpflicht endete am 31. Dezember 2022 [2].


1.1.2. Bundeswehr


Bereits im Dezember 2020 prüfte das Bundesverteidigungsministerium eine Impfpflicht gegen COVID-19. Zum einen seien die Soldaten durch das enge Zusammenleben in Kasernen oder das gemeinsame Training in großen Gruppen bei Übungen anfällig für eine schnelle Ausbreitung des Virus. Zum anderen war die Bundeswehr zu diesem Zeitpunkt selbst mit mehreren tausend Soldaten in der Pandemiebekämpfung aktiv, unter anderem in Altenheimen und Testzentren [3].


Seit dem 24. November 2021 ist die COVID-19-Impfung in der Bundeswehr verpflichtend. Das Bundesverteidigungsministerium hatte an diesem Tag entschieden, dass die COVID-19-Impfung als dienstlich veranlasste Impfung nach § 17a Absatz 2 des Soldatengesetzes zu dulden ist [4]. Die Bundeswehr begründete ihre Entscheidung mit zwei Argumenten. Zum einen schütze die Impfung wirksam vor einer schweren Corona-Erkrankung und deren möglichen Langzeitfolgen. Sie trage damit entscheidend zur Einsatzbereitschaft der Streitkräfte bei. Zum anderen tragen die viele tausend Soldaten, die im Rahmen der Corona-Amtshilfe in Gesundheitsämtern und Kliniken Dienst tun, eine gesellschaftliche Verantwortung. Auch wer als Reservist im Rahmen eines Amtshilfeeinsatzes den Kampf gegen Corona unterstützen wollte, musste vollständig gegen COVID-19 geimpft sein [4]. Am 24. Mai 2023 verkündete Verteidigungsminister Boris Pistorius, dass die Impfpflicht in der Bundeswehr bestehen bleibt [5].


Die ehemalige Verteidigungsministerin Christine Lambrecht betonte im Januar 2022, dass die bis dahin bereits erreichte hohe Impfquote von 94 % in der Bundeswehr ein Zeichen der Solidarität mit der gesamten Gesellschaft sei. Ungeimpfte bezeichnete sie als „Impfverweigerer“, die nur eine verschwindende Minderheit darstellten und in keiner Weise für die Bundeswehr insgesamt stünden. Diesen Menschen, die sich bewusst außerhalb der Kameradschaft stellten, werde man entschieden entgegentreten [6].




1.1.3. Allgemeinbevölkerung


Am 7. April 2022 wurde im Deutschen Bundestag über fünf Gesetzentwürfe zur Impfpflicht gegen COVID-19 abgestimmt. Dabei handelte es sich um einen Gesetzentwurf zur generellen Impfpflicht für alle Erwachsenen ab 18 Jahren, einen weiteren Gesetzentwurf zur generellen Impfpflicht für alle Erwachsenen ab 60 Jahren, ein Impfvorsorgegesetz mit der Möglichkeit einer Impfpflicht, einen Antrag zur Erhöhung der Impfbereitschaft sowie einen Gesetzentwurf zur Abschaffung der sektoralen Impfpflicht und zur Verhinderung einer generellen Impfpflicht [7].


Interessant ist, dass das ZDF in einer Gegenüberstellung der Argumente für und gegen eine allgemeine Impfpflicht das Hauptargument der Ungeimpften (Kapitel 8.3) mit keinem Wort erwähnt: die Angst vor Impfschäden. Die Möglichkeit schwerwiegender Impfnebenwirkungen wurde sogar geleugnet, indem der FDP-Bundestagsabgeordnete Michael Theurer zitiert wurde: „Man müsse den Menschen erklären, dass die Impfungen ungefährlich sind“ [8].


1.2. Aussagen von Politikern


Zahlreiche Politiker haben sich in der Öffentlichkeit zu einer Impfpflicht gegen COVID-19 geäußert. Nachfolgend finden sich einige Beispiele bekannter Politiker, die im Hinblick auf die Bundestagswahl am 26. September 2021 einen interessanten Einblick in die Glaubwürdigkeit öffentlicher Aussagen (vor der Wahl und nach der Wahl) geben.


1.2.1. Christian Lindner, FDP


„Eine Impfpflicht wäre nicht verhältnismäßig.“


(6. September 2021; ZDF)


„Eine solche Impfpflicht ist ein scharfes Schwert, und ich glaube, es ist verhältnismäßig.“


(2. Dezember 2021; Bild TV)




1.2.2. Karl Lauterbach, SPD


„Eine Impfpflicht können wir nicht durchsetzen. Zum einen haben wir versprochen, dass es keine Impfpflicht gibt. Daran muss man sich als Staat dann auch halten.“


(31. Oktober 2021; Welt Interview)


„Jeder weiß, dass ich ein Befürworter der Impfpflicht bin.“


(23. Januar 2022; Berlin direkt)


1.2.3. Robert Habeck, Grüne


„Man hat das Recht, sich nicht impfen zu lassen. Es gibt eine Zusage der amtierenden Bundesregierung, und da haben sich im Grunde alle anderen angeschlossen, dass es keine Impfpflicht gibt. Wir haben auch bessere Möglichkeiten, das zu tun.“


(8. August 2021; ZDF)


„Ich bin der Meinung, dass wir eine allgemeine Impfpflicht brauchen.“


(6. Februar 2022; Stern)


1.2.4. Michael Kretschmer, CDU


„Es wird in Deutschland keinen Zwang zum Impfen geben. Auch jemand, der diesen Impfstoff nicht verwendet, dem werden nicht die Grundrechte genommen. Das ist eine absurde und bösartige Behauptung.“


(5. Mai 2020; Freistaat Sachsen)


„Ich glaube, die Zeit ist reif, und mit dem Verfahren wird man eine Lösung finden, die am Ende zu einer Impfpflicht führt. Und das ist jetzt auch, nach dem was wir gesehen haben, richtig.“


(2. Dezember 2021; ZDF)


1.2.5. Olaf Scholz, SPD


„Also, erstens bin ich gegen eine Impfpflicht.“


(12. September 2021; Triell der Kanzlerkandidaten)


„Ich habe die ganze Zeit gesagt, dass ich für eine Impfpflicht bin, und ich bleibe dabei.“


(7. Januar 2022; Pressekonferenz nach Bund-Länder-Treffen)




Meine Bewertung


Diese Beispiele zeigen, dass sich Politiker verschiedener Parteien sehr widersprüchlich zur COVID-19-Impfpflicht geäußert haben. Die dreisteste Lüge in diesem Zusammenhang kam von Olaf Scholz, der behauptete, er sei immer für eine Impfpflicht gewesen, obwohl zahlreiche öffentliche Aussagen belegen, dass er sich oft und klar gegen eine Impfpflicht ausgesprochen hat. Diese widersprüchlichen und zum Teil offensichtlich falschen Aussagen haben sicherlich dazu beigetragen, dass einige Bürger den Aussagen von Vertretern staatlicher Institutionen misstrauen.





1.3. Österreich


Eine allgemeine COVID-19-Impfpflicht für Erwachsene sollte in Österreich per Bundesgesetz ab dem 15. März 2022 gelten. Ab diesem Zeitpunkt sollte die Umsetzung flächendeckend durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes kontrolliert werden. Eine Verwaltungsstrafe von bis zu 600 Euro wurde angedroht. In einem weiteren Schritt sollten alle bis dahin nicht geimpften Personen an zwei festgelegten Impfterminen pro Jahr per Brief zur Impfung aufgefordert werden. Bei Nichtbeachtung wäre gegen die Person ein Strafverfahren eingeleitet worden.


Am 9. März 2022 erklärte die Regierung jedoch die Aussetzung der Impfpflicht für zunächst drei Monate [9]. Am 29. Juli 2022 wurde die Impfpflichtverordnung außer Kraft gesetzt. Zur Begründung wurde angeführt, dass die Omikron-Variante mildere Krankheitsverläufe aufweise, die Wirksamkeit der Impfung gegen Ansteckungen gemindert sei und sich trotz des Gesetzes zu wenige Menschen impfen ließen. Außerdem habe die Debatte um die Impfpflicht tiefe Gräben in Familien, Vereinen und in Betrieben aufgerissen [10].




1.4. Schweiz


In der Schweiz gab es weder eine allgemeine COVID-19-Impfpflicht noch eine sektorale Impfpflicht für das Gesundheitspersonal. Es wurde befürchtet, dass eine Impfpflicht in Spitälern den ohnehin akuten Fachkräftemangel noch weiter verschärfen würde. Eine Verpflichtung sei daher kontraproduktiv. Vom Gesundheitspersonal könne nichts anderes verlangt werden als von der Gesamtbevölkerung [11].


1.5. Frankreich


In Frankreich mussten ab Mitte September 2021 alle 2,7 Millionen Beschäftigten in Krankenhäusern und Altenheimen mindestens eine Impfung und ab Mitte Oktober 2021 einen vollständigen Impfschutz nachweisen. Im Oktober 2021 wurden aufgrund dieser Regelung ca. 15 000 Beschäftigte von der Arbeit freigestellt und erhielten keine Lohnfortzahlung [12]. Ein Teil von ihnen ließ sich zunächst krankschreiben, da die bis dahin geleistete und immer wieder hoch gelobte Arbeit während der Pandemie einige Beschäftigte in einen Erschöpfungszustand gebracht hatte [13]. Den Arbeitgebern drohten Geldstrafen, wenn sie ihre Mitarbeiter nicht impfen ließen. Im Wiederholungsfall drohte Ungeimpften sogar Freiheitsentzug von bis zu sechs Monaten [12]. In der Folge fehlten Tausende von Fachkräften, der Arbeitsdruck auf die Verbliebenen stieg [13]. Die sektorale Impfpflicht wurde als erster Schritt zur Ausdehnung der Impfpflicht auf die gesamte Bevölkerung gesehen [11], die jedoch nie eingeführt wurde.


1.6. Großbritannien


Der britische Gesundheitsminister Matt Hancock teilte dem Parlament am 9. November 2021 mit, dass ab dem 19. April 2022 alle Mitarbeiter des nationalen Gesundheitssystems NHS vollständig gegen COVID-19 geimpft sein müssen. Die Mitarbeiter hätten bis zum 3. Februar 2022 Zeit, die erste Impfung nachzuweisen. Sollten sie dieser Verpflichtung nicht nachkommen, drohte der Verlust des Arbeitsplatzes. Etwa 5 % der Beschäftigten kamen dieser Verpflichtung nicht nach. Die Arbeitgeber befürchteten, einen kleinen Teil ihrer besten Mitarbeiter zu verlieren. Aus einem Bericht des britischen Oberhauses ging hervor, dass wesentliche Fragen zur Impfung ungeklärt seien. Unter anderem fehle eine evidenzbasierte Argumentation [14]. Doch drei Tage vor dem 3. Februar 2022 verkündete der neue Gesundheitsminister Sajid Javid, dass die Impfpflicht nun doch aufgehoben werde. Er sagte: „Meiner Meinung nach ist es nicht länger verhältnismäßig, die Impfung als Voraussetzung für eine Beschäftigung gesetzlich vorzuschreiben“ [15].


1.7. USA


1.7.1. Hochschulen


In den USA wurde ab 2021 an vielen Universitäten eine COVID-19-Impfpflicht für Studenten und Mitarbeiter eingeführt [16]. Diese wurde erst 2023 sukzessive aufgehoben.


1.7.2. Militär


Nachdem in den USA die Notfallzulassung der COVID-19-Impfstoffe in eine reguläre Zulassung übergegangen war, folgte unmittelbar darauf auf Initiative des Verteidigungsministers am 24. August 2021 die Impfpflicht gegen COVID-19 für das Militärpersonal [17]. Bis zum Oktober 2021 waren bereits 96 % des militärischen Personals mindestens einmal gegen COVID-19 geimpft [18]. Die bis dahin ungeimpften Soldaten wurden als reale Bedrohung der nationalen Sicherheit und die Impfpflicht als ethisch vertretbar angesehen [19]. Die Impfpflicht wurde am 10. Januar 2023 wieder aufgehoben [20].




2. Betroffene Grundrechte


Eine Impfpflicht gegen COVID-19 war von Anfang an in vielen Ländern umstritten. Die Befürworter begründeten ihren Standpunkt mit einer moralischen Verpflichtung des Einzelnen, da die eigene Impfung auch andere Personen schützen würde und die Pandemie schneller beendet werden könnte, wenn sich alle impfen lassen würden oder müssten [21][22]. Die Gegner einer Impfpflicht argumentierten vor allem mit der eigenen freien Entscheidung für oder gegen eine bestimmte medizinische Behandlung [23]. Die mit beiden Standpunkten verbundenen ethischen Fragen sollen hier jedoch nicht im Vordergrund stehen, sondern die von einer Impfpflicht betroffenen Grundrechte.


2.1. Körperliche Unversehrtheit


Nach Einschätzung des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages berührt eine Impfpflicht das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit schon deshalb, weil bereits das Einführen der Nadel sowie die Injektion des Impfstoffes in die körperliche Unversehrtheit eingreifen [24]. Zum anderen kann die Impfung Nebenwirkungen hervorrufen und auch auf diesem Wege in die körperliche Unversehrtheit eingreifen. Das Bundesverfassungsgericht hat am 27. April 2022 eine Verfassungsbeschwerde gegen die einrichtungs- und unternehmensbezogene Impfpflicht zurückgewiesen [25]. In seiner Urteilsbegründung erkennt das Gericht an, dass im Einzelfall auch schwerwiegende oder langanhaltende Nebenwirkungen oder Impfkomplikationen auftreten können. Von diesen sei jedoch nur ein Teil nachweislich „zwingend kausal auf die Impfung zurückzuführen“. Im „ganz extremen Ausnahmefall“ könne eine Impfung auch tödlich sein. Dies erhöhe die Eingriffstiefe einer Impfpflicht erheblich, weil die Impfung einem in der Regel gesunden Menschen verabreicht werde.


2.2. Menschenwürde


Auch die Menschenwürde kann verletzt werden. Sie soll davor schützen, dass der Mensch zum „bloßen Objekt“ herabgewürdigt wird. Dies ist nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts der Fall, „wenn die Behandlung durch die öffentliche Gewalt die Achtung des Wertes vermissen lässt, der jedem Menschen um seiner selbst willen zukommt“ [25].


Der Rechtsanwalt Dietrich Murswiek sah in einer Impfpflicht gegen COVID-19 einen Verstoß gegen die Garantie der Menschenwürde. Begründet wurde dies mit möglichen Langzeitrisiken der neuartigen Impfstoffe, die noch nicht systematisch ermittelt werden konnten. Massenhafte Impfungen kämen daher einem medizinischen Experiment am Menschen gleich [26].


Eine „verächtliche Behandlung“ in diesem Sinne konnte der Wissenschaftliche Dienst bei einer Impfpflicht jedoch erkennen. Als Begründung wurden „die ständigen und fortlaufenden Sicherheitsüberprüfungen des Impfstoffes und die hohen Hürden für eine Zulassung“ genannt. Zudem wurde eine Aussage des Robert Koch-Instituts zitiert: „Nebenwirkungen, die unerwartet und erst lange Zeit (z. B. mehrere Jahre) nach der Impfung auftreten, sind bei noch keiner Impfung beobachtet worden und sind auch bei den COVID-19-Impfstoffen nicht zu erwarten“ [24].


2.3. Gleichbehandlungsgrundsatz


Der Wissenschaftliche Dienst leitet aus dem allgemeinen Gleichheitsgrundsatz ab, dass im Falle einer Kontraindikation oder einer nach Genesung noch bestehenden Immunität die Betroffenen von einer generellen Impfpflicht auszunehmen sind. Denn in beiden Fällen können die mit der Impfung verfolgten Ziele nicht erreicht werden bzw. wäre die Impfung sogar kontraproduktiv. Eine Einbeziehung dieser Personen in die Impfpflicht würde somit eine Gleichbehandlung von wesentlich Ungleichem bedeuten und wäre daher nicht mit dem Gleichheitsgrundsatz vereinbar [24].




2.4. Freie Berufs- bzw. Arbeitsplatzwahl


Die einrichtungs- und unternehmensbezogene Impfpflicht stellt aus Sicht des Bundesverfassungsgerichts keinen Impfzwang dar. Die Entscheidung über eine Impfung bleibt den Personen überlassen, die nach § 20a Infektionsschutzgesetz einen Impfnachweis erbringen müssen. Die Regelung stellt die Betroffenen aber faktisch vor die Wahl, entweder ihre bisherige Tätigkeit aufzugeben oder einen Eingriff in ihre körperliche Unversehrtheit hinzunehmen. Insofern ist regelmäßig auch die Berufsfreiheit der im Gesundheits- und Pflegebereich Tätigen betroffen. Lehnen sie eine Impfung ab, können sie insbesondere dann, wenn es sich um einen typischen und spezialisierten Beruf im Gesundheits- und Pflegebereich handelt, diesen Beruf in der Regel nicht mehr weiter ausüben. Eine Erwerbstätigkeit ist insoweit – jedenfalls für die Geltungsdauer des Gesetzes – nur noch berufsfremd möglich, was für die Betroffenen besonders belastend ist, wenn sie z. B. eine lange Phase der beruflichen Qualifizierung bis zur (zahn)ärztlichen Approbation durchlaufen haben [25].


2.5. Impfzwang war denkbar


Selbst ein Impfzwang wurde für denkbar gehalten. So hieß es in der Berliner Zeitung, dass von einigen Verfassungsrechtlern „die Möglichkeit des Einsatzes von Verwaltungszwang zur Durchsetzung der Impfpflicht als ultima ratio, also letztmögliches Mittel, gesehen wurde“ [27]. Wie aber ist das zu verstehen? Die Anwendung des Zwangsmittels muss zunächst von der Behörde schriftlich angedroht werden. Bleibt die Person ungeimpft, kann der Rechtsverstoß zunächst mit einer Geldbuße von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. Im nächsten Schritt kann die Impfung nach dem Verwaltungsvollstreckungsrecht grundsätzlich auch mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden. Unmittelbarer Zwang, so heißt es im Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes, ist „die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, Hilfsmittel oder Waffen“. Alternativ wäre eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren möglich.


Auch wenn der Wissenschaftliche Dienst einen Impfzwang für denkbar hält, kann und will ich mir nicht vorstellen, wie dieser in der Praxis hätte durchgesetzt werden können. Die damit verbundenen zusätzlichen gesellschaftlichen Verwerfungen hätten das Zusammenleben der Menschen wahrscheinlich noch mehr zum Negativen beeinflusst als es die Diskussion um die allgemeine Impfpflicht ohnehin schon getan hat.




3. Legitimität des Ziels


Zunächst ist zu klären, ob mit einer Impfpflicht ein legitimes Ziel verfolgt wird. Denn eine Impfpflicht wäre verhältnismäßig, wenn sie ein legitimes Ziel verfolgt und zur Erreichung dieses Ziels geeignet, erforderlich und angemessen ist. Nach Einschätzung des Wissenschaftlichen Dienstes richtet sich die COVID-19-Impfung an unterschiedliche Schutzbedürftige [24].


3.1. Schutz des Geimpften


Eine Impfung würde die geimpfte Person vor einem schweren Krankheitsverlauf schützen und somit dem Schutz ihrer Gesundheit dienen. Dies sei zwar generell ein legitimes Ziel. Hier bestünde jedoch die Besonderheit, dass es sich bei einer Impfpflicht um einen „aufgedrängten“ Schutz handeln würde. Grundsätzlich unterliegt es der autonomen Entscheidung jedes Einzelnen, welche gesundheitlichen Risiken er eingeht bzw. ob er diesen durch eine vorbeugende medizinische Behandlung begegnet. Wenn schon einem Kranken eine medizinische Behandlung zum Zweck der Heilung nicht aufgenötigt werden darf, so darf sie einem Gesunden erst recht nicht zu seinem vorbeugenden Schutz aufgenötigt werden. Eine Impfpflicht, die allein dem Selbstschutz der Geimpften dienen soll, wäre daher kein legitimes Ziel. Als legitimes Ziel zur Rechtfertigung einer generellen Impfpflicht kommt daher nur der Schutz von Gütern Dritter oder der Allgemeinheit in Betracht, die mittelbar beeinträchtigt werden könnten, wenn Ungeimpfte an COVID-19 erkranken [24].


3.2. Schutz der Gesundheit Dritter


Der Wissenschaftliche Dienst spricht hier von Personen, die sich bei Ungeimpften anstecken. Diese Formulierung ist bereits aus infektionsepidemiologischer Sicht problematisch, da sich Menschen bei allen COVID-19-Infizierten anstecken können, unabhängig von ihrem jeweiligen Impfstatus (siehe Kapitel 4.5). Um die Gesamtbevölkerung zu schützen, sollte daher auch die Möglichkeit einer Ansteckung durch vollständig geimpfte oder aufgefrischte Personen berücksichtigt werden. Die zentrale Frage ist doch, wer das höhere Risiko einer Übertragung auf Dritte darstellt. Sind es die Ungeimpften, die Geimpften oder die Aufgefrischten?


Weiter heißt es in der Bewertung des Wissenschaftlichen Dienstes, dass es bei Ungeimpften häufiger als bei geimpften Infizierten zu schweren Krankheitsverläufen kommt, die eine intensivmedizinische Behandlung erforderlich machen. Diese Aussage bestätigt im Grunde den zu erwartenden individuellen gesundheitlichen Nutzen der Impfung, hat aber keine Bedeutung für die Gesundheit Dritter. Weiter heißt es, dass laut Robert Koch-Institut ein sehr hoher Anteil vollständig geimpfter Personen in der Bevölkerung viele Menschen vor schweren oder tödlichen Verläufen schützen kann. Auch diese Aussage kann als Ausdruck des individuellen gesundheitlichen Nutzens verstanden werden.
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